
 
 

 

 

 
Bern,  
 
 
Adressaten: 
die politischen Parteien 
die Dachverbände der Gemeinden, Städte und Berggebiete 
die Dachverbände der Wirtschaft 
die interessierten Kreise 
 
 
 
Änderung des Schweizerischen Strafgesetzbuches (Online-Zugriffe VOSTRA) 
Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren  
 
Der Bundesrat hat das EJPD am 14. Januar 2009 beauftragt, bei den Kantonen, den 
politischen Parteien, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemeinden, 
Städte und Berggebiete, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirtschaft 
und den interessierten Kreisen ein Vernehmlassungsverfahren zur Änderung des 
Schweizerischen Strafgesetzbuches (StGB; SR 311) durchzuführen. 
In der Beilage unterbreiten wir Ihnen den entsprechenden Vorentwurf samt erläu-
terndem Bericht zur Stellungnahme. 
Es geht bei dieser Vorlage um die Schaffung einer formell-gesetzlichen Rechtsgrund-
lage für die Online-Zugriffe der kantonalen Einbürgerungsbehörden sowie einzelner 
Stellen des Bundesamtes für Polizei (fedpol) und des Dienstes für Analyse und Prä-
vention (DAP) auf Strafregisterdaten. Dieses Zugriffsrechte sind heute bloss auf Ver-
ordnungsebene geregelt. Sie sollen neu im StGB definiert werden. 
Da im EJPD eine umfassende Revision des Strafregisterrechts in Planung ist, möch-
ten wir diese Vernehmlassung zum Anlass nehmen, um frühzeitig weiteren Anpas-
sungsbedarf zu eruieren. Wir haben für Sie einen entsprechenden Fragebogen vor-
bereitet. Die darauf basierenden Umfrageergebnisse werden dereinst im Vernehm-
lassungsbericht zu den aktuellen Gesetzesentwürfen nicht ausgewiesen werden, da 
sie lediglich zur Vorbereitung dieses nachgelagerten, umfassenden Revisionsprojek-
tes dienen sollen. 
Die Vernehmlassungsfrist dauert bis am 20. April 2009. 
Zusätzliche Exemplare der Vernehmlassungsunterlagen können über die Internetad-
resse http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html bezogen werden. 

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD 

http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html
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Wir bitten Sie um Zustellung Ihrer Stellungnahme an das Bundesamt für Justiz, Di-
rektionsbereich Strafrecht, Bundesrain 20, 3003 Bern. Für allfällige Fragen steht Ih-
nen folgende Ansprechperson zur Verfügung: Patrick Gruber (Tel. 031 / 324 95 28; 
patrick.gruber@bj.admin.ch). 
 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
 
 
Eveline Widmer-Schlumpf 
Bundesrätin 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beilagen: 
- Vernehmlassungsentwurf und erläuternder Bericht  (d, f, i) 
- Liste der Vernehmlassungsadressaten (d, f, i) 
- Fragebogen zum Anpassungsbedarf im Strafregisterrecht (d, f, i) 
 


